
Abschrift aus der Niederschrift über die öffontliche SiEung des
Bauausschusses

Dienstag, 19.05.2026

Anwesend waren: Ausschussmitglieder - Aschauer Matthias jun., Edfelder Sebastian,
Fegg Wolfgang, Hochreiter Ludwig, Koller Paul, Moderegger Marlies, Stanggassinger
Andreas - Stellvertreter Cramer Alexander, Metzenleitner Hans

7. Antrag auf Baugenehmigung Lichtmannegger Florian, Bischofswiesen;
Neubau eines Einfamilienhauses, Grundstück Fl. Nt.'1224116, Kressenweg,
Bischofswiesen§trub

Sachverhall:

Am 10.04.2026 ist der Antrag auf Baugenehmigung von Florian Lichtmannegger im
Landratsamt Berchtesgadener Land eingegangen (BV-Nr. 403/2026). Die cemeinde
Bischofswiesen wurde am 14.O4.2026 zur Entscheidung über das gemeindliche
Einvernehmen aufgefordert. Planfertiger ist der Architekt Hartmut Hinz, Rosenheim.

Baubeschreibuno:

Der Antragsteller plant auf dem 6-44 m, großen crundstück Fl. Nr. 1224116 die
Errichtung eines Einfamilienhauses mit einem Außenmaß von 16,50 x 1 1 ,OO m. Das
Gebäude gliedert sich in Keller-, Erd- und Obergeschoss und die Wohnfläche beträgt
302,52 m'(ohne Kellerräume). lm Keller befinden sich ein Hobbyraum, ein pallets-
und ein Heizraum, ein Waschraum, zwei Lagerräume und ein Kindezimmer mit Bad.
Das Erdgeschoss gliedert sich in einen Wohn- und Essbereich, eine Küche mit
Speis, einen Garderobenraum, ein WC und ein Kinderzimmer. lm Obergeschoss sind
ein Schlafzimmer mit Bad, ein weiteres Bad und ein separates WC, ein Sportraum,
ein Kinderzimmer, ein Lern- und Spielzimmer und ein Arbeitszimmer geplant. Die drei
Stockwerke sind über ein innenliegendes Treppenhaus verbunden. An der Westseite
des Gebäudes ist ein Balkon mit einer Breite von 3,87 m und Tiefe von 2,20 m
geplant.

Die Wandhöhe des Gebäudes wurde mit 5,50 m, die Firsthöhe mit 7,73 m
angegeben. Die Bau-weise erfolgt in MaueMerk und Stahlbeton mit
zimmermannsmäßigem Holzdachstuhl mit Ziegeleindeckung. Zur besseren
Belichtung ist mittig auf beiden Dachseiten eine ca. 5,30 x 1,30 m große Verglasung
geplant. Auf der Südwestseite ist ein weiteres Dachflächenfenster geplant. Der
Dachüberstand beträgt '1,20 m, an der Nord-West-Seite 2,20 m.

Erschließunq:

Das geplante Vorhaben auf der Fl. Nr. 1224l'16 ist über die
Gemeindeverbindungsstraße ,,Kressenweg" erschlossen. Das Vorhaben kann an die
zentrale Wasserversorgung und an der gemeindlichen Abwasserbeseitigung
angeschlossen werden.

Nachbarbeteiliquno:

Die Zustimmungen der Eigentümer der benachbarten Grundstücke Fl. N.n. 1224,
1225 und



122415liegen vot. Eigentümer des benachbarten Grundstücks Fl. Nr. '122411 isl die
Gemeinde Bischofswiesen.

Planunosrecht:

Das betreffende Grundstück Fl. Nr. 1224116 ist im Flächennutzungsplan als
Landwirtschaftliche Fläche dargestellt. Es liegt weder im Geltungsbereich eines
Bebauungsplanes noch im Zusammenhang eines bebauten Ortsteils. Damit ist es
planungsrechtlich dem Außenbereich (§ 35 BaUGB) zuzuordnen.

Anmerkunqen:

1. Bei dem Vorhaben liegt keine Privilegierung nach § 35 Abs. 1 BaUGB und keine

Teil-Privilegierung nach § 35 Abs.4 BauGB vor. Das Vorhaben wäre daher als
sonstiges Vorhaben gemäß § 35 Abs. 2 BauGB zu beurteilen. Diese können im

Einzelfall zugelassen werden, wenn ihre Ausführung oder Benutzung öffentliche
Belange nicht beeinträchtigt und die Erschließung gesichert ist. Vorliegend

bestünden voraussichtlich entgegenstehende öffentliche Belange, insbesondere

aufgrund der Lage im Außenbereich sowie der damit verbundenen Gefahr einer
städtebaulich unerwünschten Siedlungsentwicklung. Das Vorhaben wäre daher nach

der regulären Rechtslage des § 35 Abs.2 BaUGB voraussichtlich nicht
genehmigungsfähig.

2. lm vorliegenden Fall kommt die Anwendung des § 246 e Abs. 3 BaUGB (,,Bau-

Turbo") in Betracht. Danach kann unter den dort genannten Voraussetzungen von

den Vorschriften des Baugesetzbuches abgewichen werden, wenn die Maßnahme

der Schaffung von Wohn-raum dient und ein räumlicher Zusammenhang zum
lnnenbereich besteht. Ein solcher Anschluss an den lnnenbereich erscheint nach

derzeitiger Einschätzung vertretbar, da sich südlich des BaugrundstÜcks bereits ein

Gebäude befindet und das Vorhaben auch gegen-über an das Baugebiet

,,1\,4eisllehen", dessen rechtliche Beurteilung mittels einer lnnenbereichssatzung

klargestellt wurde, angrenä. Eine andere Auffassung wäre hier aber auch vertretbar,

da bei einer Verbindung der beiden bestehenden vorstehend beschriebenen

Gebäude (,,Gummiband") nur ein sehr geringer Bereich des Grundstücks bebaubar
wäre. Der Bauausschuss muss deshalb entscheiden, ob er sich bei künftigen

Bauvorhaben an der in der Umgebung vorhandenen Bebauung oder an den

Grundstücksgrenzen orientiert.

3. Auch wenn die Wohnfläche für die Rechtsgrundlage des ,,Bau-Turbo.
grundsätzlich nicht von Bedeutung ist, liegen die geplanten Über 300 m'zfür ein

Einfamilienhaus weit über dem objektiven Bedarf, der mit grundsätzlich '130 m' für

die vierköpfige Familie angesetzt wird (Ernsvzinkahn, BaUGB § 35 Rn. 924 ff. und

102'l ff.). Bei einer angenommenen Genehmigungsfähigkeit einer zweiten

Wohneinheit geht man grundsätzlich von einem objektiven Wohnbedürfnis von

insgesamt ca. 2OO - 22O m2 aus. Nach diesen Vorschriften wurden bisherige

Bauvorhaben im Außenbereich vom Landratsamt Berchtesgadener Land beurteilt.

Hier hat der Bauausschuss zu entscheiden, ob in Fällen des ,,Bau-Turbos" ein

deutlich größerer Wohnraum genehmigt werden soll als bei sonstigen

Außenbereichsvorhaben. Die Entscheidung des Bauausschusses ist aufgrund der

damit einhergehenden Selbstbestimmung auch bei künfrigen Fällen des,,Bau-



Turbos" im Außenbereich anzuwenden. Dadurch entsteht eine Ungleichbehandlung
zwischen privilegierten Bauvorhaben im Außenbereich und Bauvorhaben im Rahmen
des,,Bau-Turbos".

4. lm Falle einer gemeindlichen Zustimmung zum Vorhaben soll vor Erteilung der
Baugenehmigung mit dem Bauherrn ein städtebaulicher Vertrag geschlossen
werden. Der entsprechende Vertragsentwurf wird dezeit in Zusammenarbeit mit dem
Bayerischen Gemeindetag ausgearbeitet und soll künfrig grundsätzlich bei Vorhaben
nach ,,Bau-Turbo" Anwendung finden. Darin sollen insbesondere Regelungen zur
Sicherung der städtebaulichen Zielsetzungen sowie zur Vermeidung unerwünschter
Folgewirkungen aufgenommen werden. Dies umfassl insbesondere Regelungen zur
Sicherung der mit dem Vorhaben verbundenen städtebaulichen Ziele sowie zur
Vermeidung uneMünschter Folgewirkungen (2. B. Erschließung,
lvlietpreisbindungen, Erstwohnsitzregelung, Bauverpflichtung und Fristen,
Ausgleichsmaßnahmen, Photovoltaik, etc.)

5. Dem Antrag auf Baugenehmigung liegt ein graphischer und rechnerischer
Stellplatznachweis im Sinne der gemeindlichen Stellplatzverordnung (zwei
Stellplätze) bei.

6. Ein entsprechender Entwässerungsplan ist nachzureichen.

7. Die anfallenden Dach- und Oberflächenwasser sind auf dem eigenen Grundstück
zu beseitigen, Nachbargrundstücke dürfen nicht beeinträchtigt werden.

8. Evtl. ist für das Bauvorhaben eine Umlegung der Schmutzwasser-Druckleitung
erforderlich. Diesbezüglich ist Kontakt mit dem gemeindlichen Kanalbeauftragten
aufzunehmen.

Beschluss;

Der Bauausschuss nimmt den Antrag auf Baugenehmigung von Florian
Lichtmannegger und den Sachvortrag der Verwaltung zur Kenntnis und erteilt hiezu
das gemeindliche Einvernehmen unter der Vorausselzung, dass der vorstehend
beschriebene städtebauliche Vertrag zustande kommt.

Abstimmungsergebnis: 8 : 'l Anwesend: I


